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U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

lo.....00.00.00000I000ll000'0D......ooiooooooooooou....ln.

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

....l....'...ODOOOOOOOO....DCICIOOI...-......DO'OI0000000DOI,

Beklagte und Hevisionsbeklagte,

beigeladen:
l....ooocnotollootto bbbbb ......!...OOOOOODOIOUOOODIO'...0...’

Revisionsklägerin.

Das Bundessozialgericht, 9b Senat, hat ohne mündliche Ver—

handlung am 23. Juni 1982

für Recht erkannt:

Die Revision der Beigeladenen gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 7. Januar 1981 wird
zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Klägerin rutschte in der betriebseigenen Kantine auf ver-

schüttetem Pfirsichsaft aus. Sie trug zum Unfallzeitpunkt mit

beiden Händen ein Eßtablett, auf dem sich das Mittagessen be-

fand. Die wegen der Unfallfolgen (ua Einbruch der Deckplatte

des 7. Brustwirbels) eingeleitete stationäre berufsgenossen—

schaftliche Heilbehandlung ließ die beklagte Berufsgenossen-

schaft (BG) abbrechen,als sie von der Unfallursache Kenntnis
erhielt. Sie meinte, der Aufenthalt in der Betriebskantine

sei dem persönlichen Lebensbereich zuzuordnen und daher un—

versichert. Mit dieser Begründung lehnte die Beklagte eine

Entschädigung aus der gesetzlichen Unfallversicherung ab

(Bescheid vom 27. Juli 1979).

Das Sozialgericht (SG) hat die Barmer Ersatzkasse beigeladen,

weil sie für die Klägerin Heilbehandlungskosten aufgewendet

hatte und deshalb gegenüber der Beklagten Ersatzansprüche
geltend macht. Klage und Berufung sind erfolglos geblieben.

Das Landessozialgericht (LSG) hat ua ausgeführt: Die
Nahrungsaufnahme in einer Betriebskantine sei nach dem Recht

der gesetzlichen Unfallversicherung nicht geschützt. Der

Unfall sei auch nicht durch besondere betriebliche Umstände,

etwa durch eine objektiv gefährliche Betriebseinrichtung
verursacht werden. Vielmehr habe es sich um eine dem Ar-

beitgeber nicht zurechenbare Gefahrenquelle gehandelt, mit

welcher beim Essen allgemein zu rechnen sei.

Mit der - vom LSG zugelassenen — Revision rügt die Beige—

ladene eine Verletzung des 5 548 Abs 1 Reichsversicherungs—

ordnung (RVO). Die Verschmutzung des Kantinenfußbodens
sei — meint die Beigeladene — ein betrieblicher Umstand,

der unabhängig davon, wer diesen Zustand verursacht habe,

den Unfallversicherungsschutz auslöse. Der Arbeitgeber sei

für den ordnungsgemäßen Zustand der Betriebs— und Büroräume

wie auch für die Betriebskantine verantwortlich. Bei der
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Verletzung einer derartigen “Verkehrssicherungspflicht"

komme es auf ein Verschulden des Arbeitgebers nicht an.

Die Beigeladene beantragt,

die Urteile des Sozialgerichts und Landes—
sozialgeriohts aufzuheben und den Unfall

der Klägerin als Arbeitsunfall anzuerkennen.
|

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.‘

Die Klägerin stellt keinen Antrag.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (5 12h Abs 2 Sozial—

gerichtsgesetz -SGG—).

II

Die Revision der Beigeladenen hat keinen Erfolg.

Die Beigeladene ist zur Einlegung der Revision befugt.

Daran ändert nichts, daß sich die Klägerin bereits mit

dem klageabweisenden Urteil des SG abgefunden hatte. Die
Beigeladene möchte der Beklagten gegenüber den Ersatz

von Heilbehandlungskosten geltend machen, die sie für

das versicherte Mitglied — die Klägerin — aufgewendet

hatte (5 1504 Abs 1 RVG). Voraussetzung für diesen An—
spruch ist, daß eine Krankheit Folge des Arbeitsunfalles

ist.

Die Vorinstanzen haben zutreffend die rechtlichen Vor—

aussetzungen für einen Arbeitsunfall (ä 5A8 Abs 1 RVG)

verneint. Die Klägerin erlitt den Unfall nicht "bei"

einer nach 5 539 Abs 1 Nr 1 RVO versicherten Tätigkeit.
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Allerdings ist der Klägerin der Versicherungsschutz nicht

schon deswegen zu versagen, weil sie während der Mittags—

pause in der Betriebskantine verunglückt ist. Zwar ist

nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) die Nahrungsaufnahme während einer Arbeitsschicht

grundsätzlich dem persönlichen Lebensbereich des Arbeit-

nehmers zuzurechnen. Unfälle, die sich hierbei ereignen,

unterliegen damit nicht dem Schutz der gesetzlichen Un—

fallversicherung (BSG SozR 2200 5 548 Nr 20 mwN). Dies
gilt selbst dann, wenn das Essen in der Werkskantine

- eine betriebliche Einrichtung - eingenommen wird (BSG

SozEntsch IV Nr 29 zu 5 548 RVG). Insoweit wird den
Interessen des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer die Ein-

nahme einer Mahlzeit in der betriebseigenen Kantine zu

ermöglichen, um damit eine Zeitersparnis, eine Schonung

der Arbeitskraft wie auch eine sinnvolle Verwendung der

Arbeitspause zu erreichen, nur eine untergeordnete Be—

deutung beigemessen (Böhme, ZfS 197h, 302; Benz, BG 1981,

15h, 156). Daran ändert nichts, daß in der Kantine des
Unternehmers eine Gemeinschaftsverpflegung stattfindet.

Auch sie ist dem eigenwirtschaftlichen Lebensbereich zu-

zuordnen. Die ursächliche Verknüpfung der Essenseinnahme

mit der versicherten Tätigkeit ist nicht so wesentlich,
daß ihr gegenüber die mit der Einnahme der Mahlzeit ver-
bundenen persönlichen und privaten Zwecke in den Hinter—

grund zu treten hätten (BSG SozR Nr 52 zu 5 542 RVO aF).
In gleicher Weise sind auch die Wege innerhalb des
Kantinenbereichs — so etwa der Weg zum Essensplatz -
unversichert (BSG WzS 1976, 307).

Jedoch gilt dies nicht uneingeschränkt. Die_Essenseinnahme
ist nämlich ausnahmsweise mitversichert, wenn besondere

Umstände eine so enge Beziehung zu der betrieblichen Tätig—

keit schaffen, daß das Moment der "Eigenwirtschaftlichkeit“
als unwesentlich zurücktritt (BSG SozR 2200 5548 Nr 20
mwN). Diese Voraussetzungen hält die Beigeladene für ge—
geben, weil die von der Werkskantine ausgehende Gefahren-

quelle — der durch verschütteten Saft verschmutzte Kan-

tinenfußboden — der betrieblichen Sphäre zuzuordnen und
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der Unfall allein dadurch verursacht sei. Diese recht—

liche Beurteilung ist nicht zutreffend.

Der Versichertentatbestand ergibt sich nicht aus der
zeitlichen Verbindung zwischen der zuvor ausgeübten
Betriebstätigkeit und dem Kantinenaufenthalt. Dafür ist

außerdem nicht ausreichend, daß mit Zustimmung des
Unternehmers eine betriebliche Einrichtung zu privaten

Zwecken benutzt wird (BSGE 14, 295, 296 = SozR Nr 42 zu
5 542 RVO). Das entspricht dem Grundsatz, daß es keinen
Betriebsbann gibt (BSG SozR 2200 5 548 Nr 15 und 20;

BSGE 41, 137, 139). Damit ist ausgesprochen, daß zwischen
dem Aufenthalt in betrieblichen Räumen und einem sich

darin ereignenden Unfall mehr als nur eine äußere

— örtliche oder zeitliche — Verflechtung bestehen muß.

Es muß dazu kommen, daß der Arbeitnehmer einer besonde—

ren Betriebsge£ahr ausgesetzt ist. Davon wird man regel—

mäßig ausgehen können, wenn sie typische Merkmale des

Betriebes aufweist oder wegen ihrer Beschaffenheit als

im besonderen Maße gefahrenträchtige Einrichtung gilt

(BSG SozR 2200 5 548 Nr 20).

Au}
dieser Sicht hat der 8. Senat des BSG in der vorge—

nannten Entscheidung eine Drehtür als besondere be—
triebliche Gefahrenquelle qualifiziert. Hingegen hat der

2. Senat bei einem vom Betrieb gestellten Eßbesteck,

nämlich einem Messer, ein betriebseigentümliches Risiko

verneint (BSG BB 1969, 408). Zu der gleichen Beurteilung
kam der 2. Senat bei einem Unfall, der sich beim Verzehr

einer Fleischroulade in der Kantine ereignet hatte (BSG

Breithaupt 1969, 755. 757). Ein Arbeitsunfall wurde nicht
etwa deshalb bejaht, weil die besondere Zubereitung des
Fleisches — Zusammenhalten der Fleischstücke mit Holz—

spießchen — eine gewisse Schadensquelle darstellte. Viel—
mehr war entscheidend, daß der Betriebsangehörige aus

dienstlichen Gründen genötigt war, das Mittagessen ha-
äig zu sich zu nehmen. Mithin war hier ein Vorgang für

den Unfall wesentlich mitursächlich, der in den versiche—

rungsrechtlich geschützten Bereich fiel.
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Nach diesem aufgezeigten Rechtsmaßstab ist der durch Pfirsich—

saft verunreinigte Kantinenboden keine besondere betriebs—

spezifische Gefahrenquelle. Vielmehr waren für den Unfall

der Klägerin Umstände maßgebend, mit denen bei Essensaus—

gaben — zB auch in Gaststätten — ganz allgemein zu rechnen

ist. Daß außerdem betriebsbedingte Umstände (etwa besondere
Eile, Dienstbesprechung usw) den Unfall wesentlich mitverur—

sacht haben, ist vom Berufungsgericht nicht festgestellt

und wird auch weder von der Klägerin noch von der Beigela—
denen behauptet. Auf Grund dessen liegt ein Arbeitsunfall

nicht vor.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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